
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die öffentliche Sitzung des Ausschusses für Bauen, Liegenschaften, Verkehr und 
Friedhofswesen der Ortsgemeinde Undenheim 
 
vom 14.11.2024 
 
in Undenheim, Goldbach Halle Undenheim, Alzeyer Straße 33 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 19:40 Uhr 
  

 
 
Stimmberechtigt: 
 
Hans-Thomas Zimmerer Ortsbürgermeister   
Holger Kröhler 3. Beigeordneter und Ausschussmitglied   
Rolf Bernhardt Ausschussmitglied   
Katharina Arndt Ausschussmitglied   
Heiko Krebs Ausschussmitglied   
Gunther Manz Ausschussmitglied   
Stefan Sutter Ausschussmitglied   
Bert Wrobel Ausschussmitglied   

 
Nichtstimmberechtigt: 
 
Entschuldigt: 
Frank Noll 1. Beigeordneter   
Andreas Kup 2. Beigeordneter   

 
Für die Verwaltung: 
 
Ulrike van Weelden Schriftführung   

 
 
Die Mitglieder des Ausschusses für Bauen, Liegenschaften, Verkehr und Friedhofswesen der 
Ortsgemeinde Undenheim sind mit der Einladung vom 06.11.2024 auf Donnerstag, 
14.11.2024, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen worden. Tag, Zeit und 
Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich bekannt gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Ausschuss ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
Die Sitzung leitet Ortsbürgermeister Hans-Thomas Zimmerer (CDU). 
 
Vor Eintritt in die Tagesordnung verpflichtet der Ortsbürgermeister die neuen 
Ausschussmitglieder, die noch nicht als Ratsmitglieder verpflichtet worden sind, namens der 
Ortsgemeinde durch Handschlag auf gewissenshafte Erfüllung ihrer Pflichten, insbesondere 
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der Schweigepflicht nach § 20 GemO, der Treuepflicht nach § 21 GemO und dem Grundsatz 
der freien Mandatsausübung nach § 30 Abs. 1 GemO. Verpflichtet werden: 
Katharina Arndt (CDU), Stefan Sutter (BfU Undenheim) und Bert Wrobel (Undenheimer Freie 
Liste) 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, einen weiteren Punkt auf die Tagesordnung zu setzen. Aus 
TOP 1 wird TOP 1.1, der zusätzliche TOP 1.2.: Fachbereich: Bauen und Umwelt, Undenheim; 
Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB; Hier: Staatsrat-Schwamb-Str.; Flur 
7, Flurstück 2, Fristende: 30.12.2024, Errichtung einer frei stehenden Werbeanlage, Vorlage: 
060/2024/0053. Die Unterlagen liegen als Tischvorlage zur Einsichtnahme aus. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen mit 7 ja. Der Vorsitzende stimmt nicht 
mit.  
 
 
 
Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1.1 Undenheim; Abweichungsanträge; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: In den Güldengewann; Flur 9, Flurstück 182  
Fristende: 17.12.2024 
Errichtung eines Einzelhauses mit einer Wohneinheit und zwei Stellplätzen, Abweichungen 
von den Festsetzungen der Fassadengestaltung und der Baugrenze 
(Vorlagen-Nummer: 060/2024/0051) 
 

1.2 Undenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Staatsrat-Schwamb-Str.; Flur 7, Flurstück 2 
Fristende: 30.12.2024 
Errichtung einer frei stehenden Werbeanlage 
(Vorlagen-Nummer: 060/2024/0053) 
 

2. Stellungnahme zur 8. Änderung des Flächennutzungsplan Rhein-Selz 
- Unterlagen unter www.vg-rhein-selz.de, unter "Bürger und Service", Unterrubrik: Bauen 
 

3. Infos zum Sachstand - LED Beleuchtung 
 

4. Mitteilungen 
 

5. Anfragen 
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Tagesordnung 
 
 
 
1.1. Undenheim; Abweichungsanträge; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: In den Güldengewann; Flur 9, Flurstück 182  
Fristende: 17.12.2024 
Errichtung eines Einzelhauses mit einer Wohneinheit und zwei Stellplätzen, 
Abweichungen von den Festsetzungen der Fassadengestaltung und der Baugrenze 
(Vorlagen-Nummer: 060/2024/0051) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 17.12.2024.  
  
 
• Bauantrag  
Gegenstand der Abweichungsanträge sind die Nichteinhaltung der Festsetzung zur 
Fassadengestaltung und der Überschreitung der Baugrenze für ein Einzelhaus mit einer 
Wohneinheit und zwei Stellplätzen. 
 
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) mit Bezeichnung Am Spess, 4. BA. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.  
 
 
• Zum Abweichungsantrag, vorberatend durch den Bauausschuss, Zustimmung durch 

den Gemeinderat  
 
Abweichungsanträge zu Festsetzungen des Bebauungsplanes unterliegen der 
Einzelfallentscheidung und bedürfen einer gesonderten Auseinandersetzung zwischen den 
gestalterischen Festsetzungen, der äußerlichen Gestalt des beantragten Bauvorhabens sowie 
der Beurteilung hinsichtlich der Einhaltung der innerörtlichen Gestaltungsziele.  
Der vorliegende Abweichungsantrag zur Fassadengestaltung hat keinen negativen 
Vorbildcharakter und beeinträchtigt nicht das innerörtliche Gestaltungsziel.  
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Die Gemeinden haben innerhalb von zwei Monaten das gesetzliche Einvernehmen 
herzustellen. Nach der Hauptsatzung der Ortsgemeinde Undenheim, obliegt die Zuständigkeit 
über den Entscheid zu Befreiungs- und Abweichungsanträgen dem Gemeinderat, der 
Bauausschuss dient dem Gemeinderat hierbei in seiner vorberatenden Funktion. 
 
Die geplanten Terrassentüren in den Maßen 1,76m x 2,195 m weisen eine Glasfläche über 
2,0 m in der Höhe auf. Eine Unterteilung würde zu diesen Fenstertüren nicht passen, zumal 
diese in der Mitte durch die vertikale Unterteilung schon an wirksame Fensterfläche verlieren. 
 
Der Dachüberstand des geplanten Erkers überschreitet die Baugrenze um 61,5cm, der 
Abstand gegenüber der Grundstücksgrenze von mind. 2,0 m ist weiterhin eingehalten. 
Des Weiteren wird die Vorgabe eingehalten, dass diese Gebäudeteile weniger als 1,50m 
vor die Außenwand des Hauptbaukörpers vortreten, der Erker tritt somit kaum eigenständig in 
Erscheinung. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zu den vorliegenden 
Abweichungsanträgen. Der Gemeinderat stimmt der Abweichung zur Fassadengestaltung 
durch nicht Unterteilung der Terrassentürfenster in der Höhe zu und stimmt der Abweichung 
zur Überschreitung der Baugrenze durch den Dachüberstand des Vorbaus mit 2,665 m² zu. 
 
Beratung: 
 
Holger Kröhler (SPD), 3. Beigeordneter und Ausschussmitglied, erläutert die Sachdarstellung 
der Verwaltung und warum die Abweichungen genehmigungspflichtig sind. Ausschussmitglied 
Heiko Krebs (BfU), will wissen, ob in diesem Baugebiet weitere Abweichungspläne bekannt 
sind. Nur die Farbänderung von Dachziegeln, antwortet Holger Kröhler. Ausschussmitglied 
Stefan Sutter (BfU) befürchtet einen Präzedenzfall. Holger Kröhler glaubt das nicht, da in 
diesem Baugebiet nur noch wenige Grundstücke unbebaut sind. An dieser Stelle weist er auf 
Überlegungen hin, die derzeitige Bau- und Gestaltungssatzung zu modernisieren. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt mit 6 ja, 1 nein.  
 
Weil keine Einstimmigkeit erzielt worden ist, muss der Beschlussvorschlag in den Gemeinderat 
zur weiteren Abstimmung. Der Vorsitzende stimmt nicht mit.  
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1.2. Undenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Staatsrat-Schwamb-Str.; Flur 7, Flurstück 2 
Fristende: 30.12.2024 
Errichtung einer frei stehenden Werbeanlage 
(Vorlagen-Nummer: 060/2024/0053) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 30.12.2024.  
  
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Errichtung einer frei stehenden Werbeanlage. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB.  
 
Beratung: 
 
Holger Kröhler betont, dass der Beschlussvorschlag und die weiteren Erläuterungen der 
Verwaltung vor Sitzungsbeginn von den Ausschussmitgliedern eingesehen werden konnten. 
Das zu genehmigende Werbeschild befindet sich auf dem Grundstück und ist 3 mal 1 Meter 
groß. Es behindert nicht die Verkehrssicherheit. Es gibt keine Nachfragen aus dem Gremium. 
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Beschluss: 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt mit 7 ja. Damit ist das Vorhaben 
abschließend entschieden. Der Vorsitzende stimmt nicht mit.  
 
 
 
 
2. Stellungnahme zur 8. Änderung des Flächennutzungsplan Rhein-Selz 

- Unterlagen unter www.vg-rhein-selz.de, unter "Bürger und Service", Unterrubrik: 
Bauen 
 

 
Beratung: 
 
Holger Kröhler weist auf die 8. Änderung des Flächennutzungsplans hin, dem der 
Gemeinderat am 22.08.2024 seine mehrheitliche Zustimmung erteilt hat. Nach einer kurzen 
Erläuterung zur Historie des Rhein-Selz-Parks erläutert er den derzeitigen Sachstand: Bau 
eines Rechenzentrums, im vorderen Bereich soll zusätzlich ein Gewerbegebiet entstehen. 
Deshalb stellt die Undenheimer Ortsverwaltung den Antrag für einen Beschlussvorschlag. 
 
Beschluss: 
 
Beschlussvorschlag: Der Ausschusses für Bauen, Liegenschaften, Dorfentwicklung, 
Verkehr und Friedhofswesen der Ortsgemeinde Undenheim gibt in seiner 
Stellungnahme zur 8. Änderung des Flächennutzungsplanes Rhein-Selz 
(Rechenzentrum und Gewerbegebiet im Rhein-Selz-Park) zu Punkt  4.1 Vorgaben der 
Raumordnung und Landesplanung, Regionaler Raumordnungsplan, folgende 
Anregungen: 
 
Es sollte eindeutiger dargestellt werden, dass die Ausweisung des neuen 
Gewerbegebietes im Rhein-Selz-Park keinen Einfluss auf die Weiterentwicklung 
/Neuentwicklung von Gewerbegebieten der umliegenden Kommunen hat. 
 
Ohne weitere Aussprache wird abgestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen mit 7 ja. Der Vorsitzende stimmt nicht 
mit.  
 
 
 
 
3. Infos zum Sachstand - LED Beleuchtung 

 

 
Beratung: 
 
Holger Kröhler teilt mit, dass die KIPKI-Ausschreibung (für die Umrüstung der 
Straßenbeleuchtung auf LED) erfolgt ist. Die Ausleuchtung der so genannten „dunklen 
Stellen“, Weg vom Kindergarten zur Blaisy-Bas-Straße und zur Raiffeisenstraße, sowie drei 
Hängelampen in der Friedrich-Ebert-Straße, ist in Arbeit. Ausschussmitglied Bert Wrobel 
(Undenheimer Freie Liste) regt an, als weitere „dunkle Stelle“ die Zuwegung zur Goldbachhalle 
in Augenschein zu nehmen. 
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4. Mitteilungen 

 

 
Der Vorsitzende beabsichtigt, zeitnah und bei Tageslicht mit den Mitgliedern des 
Ausschusses für Bauen, Liegenschaften, Dorfentwicklung, Verkehr und 
Friedhofswesen eine Begehung zur Straßensanierung vorzunehmen. Nach kurzem Abgleich 
möglicher Termine einigt sich das Gremium auf den 7. Dezember 2024, 9.30 Uhr, Treffpunkt 
Georg-Wiegand-Will-Platz. Die Tour umfasst die Straßen: Mozartstraße, Beethovenstraße, 
Schubertstraße, Schulstraße, Friedrich-Ebert-Straße und Tränkgasse. Dazu werden alle A- 
und B-Mitglieder eingeladen. Ziel der Begehung ist es, eine Prioritätenliste zu erstellen, welche 
Straße zuerst saniert wird. 
 
 
 
 
5. Anfragen 

 

 
Es gibt keine Anfragen. 
 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Hans-Thomas Zimmerer Ulrike van Weelden 
Ortsbürgermeister  

 
 
 


